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Wir verwenden Zeitungspapier mit hohem Altpapieranteil

Haben Sie inzwischen Ihren Frieden mit
dem Gesundheitsfonds gemacht?

Der Fonds ist nach wie vor ein Problem.
Ich sehe aber keine politische Mehrheit,
die dieses Projekt zurückdrehen wird.
Wir müssen uns also darauf einstellen,
dass zum 1. Januar der einheitliche Bei-
tragssatz gilt und die Finanzen über den
Fonds abgewickelt werden.

Was ist daran so problematisch?

Die Kassen stehen untereinander im
Wettbewerb, haben aber keine Möglich-
keit mehr, die Beitragshöhe zu beeinflus-
sen. Sie müssen sehen, wie sie mit dem
Geld auskommen, das über Fonds und
Finanzausgleich verteilt wird. Wenn das
nicht funktioniert, müssen sie Zusatz-
beiträge erheben, die dann aber allein
von denVersicherten zu zahlen sind. Die
Kassen werden alles tun, um dies zu ver-
meiden. Von daher wird der finanzielle
Druck immens sein.

Wie gehen die Kassen damit um?

Siesinddabei,ihreStrukturenzuüberprü-
fen,auchzurationalisieren.Undichhöre,
dasseseinesehrabwartendeHaltunghin-
sichtlich neuer Vereinbarungen etwa für
besondere Versorgungsangebote gibt.
Klar, die Kassen schauen jetzt besonders

aufs Geld. Sie wissen ja erst im Novem-
ber, wie hoch der Beitragssatz ausfällt,
wie die Mittel verteilt werden und ob die
Politik ihrVersprechenerfüllt, denFonds
so auszustatten, dass die bisherigen Aus-
gaben zu100Prozent gedeckt sind.

Mit welchem Beitragssatz müssen wir
denn im kommenden Jahr rechnen?

Ende September wird ein Schätzerkreis
die Einnahme- und Ausgabenentwick-
lung im nächsten Jahr prognostizieren
und eine Empfehlung abgeben. Erst dann
kann man realistisch über Zahlen reden.
Zum jetzigenZeitpunktmacht das keinen
Sinn und wäre auch leichtfertig.

Aber teurer wird es ja wohl in jedem Fall?

Noch wissen wir zum Beispiel nicht, wie
sich die Einnahmen der Kassen entwi-
ckeln.UndwenndieMinisterin sagt, dass
Ärzte und Krankenhäuser mehr bekom-
men sollen, muss sie auch sagen, woher
das Geld kommen soll. Es gibt nur vier
Möglichkeiten: ein höherer Beitragssatz,
höhere Zuzahlungen, Zusatzbeiträge
oder mehr Steuermittel. Aber ich be-
fürchte, dass Sie am Ende des Jahres mit
IhrerVermutung recht behaltenwerden.

Die niedergelassenenÄrztewollen 4,5Mil-
liarden mehr. Wie finden Sie das?

Im Schnitt verdienen die Ärzte vor Steu-
ern mehr als 120 000 Euro – die Einnah-
men durch privat Versicherte und an-
dere Leistungen eingerechnet. Ich den-
ke, das ist nicht an der Armutsgrenze.
Man muss aber auch sehen, wo weniger
verdient wird. Insgesamt mehr Geld aus-
zugeben, halte ich nicht für notwendig.

DasGeld sollte nur besser verteilt werden?

ÜbereinneuesVergütungssystem,dasda-
fürAnreizesetzensoll,verhandelnwirge-
rade. Seit Anfang der 90er Jahre haben
sich die Arztzahlen um 30 Prozent er-
höht. Die Honorare sind auch jedes Jahr
gestiegen, verteilen sich jetzt aber auf
mehrÄrzte.Manmussalsofragen,wievie-
le Ärzte braucht es für gute Versorgung.
Es gibt Gegendenmit Bedarf, es gibt aber

auch überversorgte Regionen. Das muss
überHonorare besser austariertwerden.
Ein anderer Posten sind die Kliniken. Die
klagen immer lauter über ihre Finanznot…
Sie haben jedes Jahr eine Milliarde Euro
mehr vondenKassen bekommen, das gilt
auch fürs kommende Jahr. Und etwa die
HälftederHäuser schreibt schwarzeZah-
len.DieProblemeindenKrankenhäusern
liegen vor allem daran, dass die Länder
ihren Investitionsverpflichtungen nicht
nachkommen. Wenn Umbau und Neu-
organisation nicht möglich sind, erhöht
das die Betriebskosten. Die Krankenkas-
sen zahlen genug, um den laufenden Be-
triebgutzufinanzieren.NunsinddieLän-
der inderPflicht, ihrenTeil fürdieausrei-
chende Finanzausstattung der Kranken-
häuser auch tatsächlich zuübernehmen.
Die Patienten merken vor allem, dass sie
immer schlechter gepflegt werden.
Falls die Menschen in den Krankenhäu-
sern wirklich schlechter gepflegt werden
als vor zehn, zwanzig Jahren, liegt dies si-
cher nicht daran, dass die Pflegekräfte zu
wenig Einsatz bringen, im Gegenteil: Ich
habe großenRespekt vor deren Leistung.
Am Stellenabbau allein könnte es auch
nicht liegen, die Zahl der Abrechnungs-
tage ist seit 1991 stärker gefallen als die

der Pflegekräfte. Das Verhältnis hat sich
also sogar verbessert. Problematisch ist
aber häufig dieOrganisation in denKlini-
ken. Viele neuere und oft auch private
Häuser zeigen, dass es anders und besser
geht – für Patienten undPflegekräfte.
Hoffen Sie eigentlich auf Rot-Grün – und
eine Bürgerversicherung?
Wichtig ist, dassdiegesetzlicheKranken-
versicherung weiterhin eine soziale Ver-
sicherungbleibt – also einkommensunab-
hängig umfassende Versorgung leistet.
Bürgerversicherung und Prämienmodell
führenbeidezueinerAnnäherungvonge-
setzlicher und privater Krankenversiche-
rung.DasNebeneinanderisteinProblem.
Garantiert nicht gerade die Konkurrenz
derPrivateneinhohesVersorgungsniveau?
Das ist tatsächlich ein kleiner Vorteil.
OhnedieKonkurrenzvonPrivatversiche-
rungen wäre die Gefahr, dass der Leis-
tungskatalogaufeineminimaleGrundver-
sorgung reduziert wird, größer. In einem
EinheitssystemließensichdieLeistungen
leichter reduzieren.Nichtzuletztdeshalb
setze ich auch innerhalb der gesetzlichen
Krankenversicherung auf Wettbewerb
zwischenden einzelnenKrankenkassen.

— Die Fragen stellte Rainer Woratschka.

Doris Pfeiffer (48)
ist Vorstandschefin
des neuen Spitzen-
verbands der
Gesetzlichen
Krankenversicherung,
der an diesem
Dienstag seine
Arbeit aufnimmt.

Halle - Es gibt Fragen, die traut sich in
einem CDU-Präsidium so schnell kei-
ner zu stellen. Die Schülerin im holzge-
täfelten Saal des Internats Schulpforte
hat solche Hemmungen nicht. Ob das
nicht eine ziemliche Doppelbelastung
sei, will sie von Angela Merkel wissen,
als Kanzlerin und als CDU-Vorsit-
zende? „Ja und nein“, sagt Merkel. „Es
ist gleichzeitig auch eine Chance.“ Die
Frage ist deshalb so besonders passend,
weil der stellvertretende CDU-Chef
Christian Wulff sie seit einiger Zeit
sehr, sehr indirekt stellt und am Wo-
chenende ein bisschen deutlicher ge-
worden ist. Wulff hat bekanntlich vor
kurzem seinen Landesparteivorsitz in
Niedersachsen an den jungen Fraktions-
chef David McAllister übergeben und
ist jetzt nur noch Regierungschef. Das
war vor allem auch ein demonstrativer
Akt in Richtung Merkel: Siehste, geht
doch mit so einer Trennung ganz gut!
Per Interview hat er jetzt nachgelegt:
Die CDU, so sinngemäß seine Bot-
schaft, brauche mehr Kampfeslust. Die
Botschaft dahinter: Sie braucht auch je-
manden, der diese Kampfeslust austo-
ben kann und der nicht immer großko-
alitionäre Magerkompromisse verteidi-
gen muss.
Im CDU-Präsidium, das Montag in

Halle tagte, um sein Papier zum Aufbau
OstmitderpassendenOst-Aurazuumge-
ben, ist darauf natürlichnichtdieSprache
gekommen. Immerhin hat Merkel in der
CDU-Spitze und öffentlich nochmal klar-
gestellt, dass an Steuersenkungen noch
vor der Bundestagswahl bis aufWeiteres
nicht zu denken ist. Vorgesehen seien die
bekannten Leistungen für Kinder und Fa-
milien. „Darüber hinaus sehe ich zur Zeit
keine Spielräume“, sagt Merkel. Auf
Pump komme Entlastung jedenfalls nicht
in Frage, unter Aufgabe des Ziels eines
neuschuldenfreien Haushalts 2011 auch
nicht. Wie lange "zur Zeit" genau reicht,
sagt sie nicht. Robert Birnbaum

Berlin – Arbeits- und Sozialminister
Olaf Scholz (SPD) stemmt sich gegen Be-
strebungen seiner Partei, den Zugang zur
Erwerbsminderungsrente wieder zu er-
leichtern. An der „Grundentscheidung“
der Reform von 2001 werde „nicht ge-
rüttelt“ , sagte er nach Angaben seines
Ministeriums amMontag in Berlin.
Damit reagierte Scholz auf eineAnkün-

digung des SPD-Fraktionsvorsitzenden
Peter Struck. Dieser hatte in der „Welt
am Sonntag“ erklärt, die SPD werde „ge-
meinsammit Arbeitsminister Scholz nun
Änderungenbei derErwerbsminderungs-
rente“ prüfen, um die Folgen der Rente
mit 67 zu mildern. Die bisher von der
SPD unterbreiteten Vorschläge wie Al-
tersteilzeit und Teilrente, bei der Arbeit-
nehmer Rentenabschläge für das vorzei-
tige Ausscheiden in Kauf nehmen, reich-
ten dazu nicht aus. Dagegen erklärte eine
Ministeriumssprecherin am Montag, es
gebe im Ministerium keine Überlegun-
gen, etwas an der Erwerbsminderungs-
rente zu ändern.
Gleichwohl versicherte SPD-General-

sekretär Hubertus Heil, es gebe keinen
Streit zwischen Fraktionschef Struck und
Arbeitsminister Scholz. Die Anhebung
des Renteneintrittsalters auf 67 bis zum

Jahr 2029 sei unumstritten notwendig,
sagte Heil nach der SPD-Präsidiumssit-
zung. Seine Partei prüfe aberMöglichkei-
ten für flexible Übergänge vom Erwerbs-
leben zur Rente. Dazu gehörten neben
Altersteilzeit und Teilrente auch Über-
legungen,denZugangzurErwerbsminde-
rungsrente auszuweiten. LautHeil soll es
sich dabei nur um Korrekturen handeln.
„Es kann und darf kein Zurück zur alten
Erwerbsminderungsrente geben.“
Die Rente mit 67 zählt neben den Ar-

beitsmarktreformenderRegierungSchrö-
der zu den umstrittensten Reformvorha-
benderSPDindenvergangenenzehnJah-
ren.MitBlickauferheblicheWiderstände
in derAnhängerschaft hatte derHambur-
gerSPD-ParteitagimHerbst2007eineAr-
beitsgruppe unter der SPD-Sozialexper-
tin Elke Ferner damit beauftragt, Kor-
rekturen zu prüfen. Ziel ist es, die Rente
mit 67 für gesundheitlich angeschlagene
Arbeitnehmer sozial abzufedern.
Ferners Arbeitsgruppe soll im Herbst-

Vorschläge für Lockerungen bei der Er-
werbsminderungsrenteunterbreiten.Die
SPD-Spitze will dann entscheiden, ob die
Reform nachgebessert wird. Festlegun-
gen gebe es nicht, versicherte Generalse-
kretärHeil.  Stephan Haselberger

Gabriel beruft Berater
für nukleare Entsorgung
Berlin - AmMontag hat die neue Entsor-
gungskommission (ESK) erstmals getagt.
Vor gut zwei Wochen hat Umweltminis-
ter Sigmar Gabriel das elfköpfige Exper-
tengremium für nukleare Entsorgungs-
problemeberufen.Neben zwei atomkriti-
schen Vertretern des Ökoinstituts sind
die universitäre Endlagerforschung, die
Industrieseite sowie Vertreter der fran-
zösischen und der Schweizer Behörden
vertreten. Das Gremium ist unabhängig
und nicht an Weisungen gebunden. Das
Umweltministeriumwill sich vondenEx-
perten vor allem bei der Schließung des
ForschungsendlagersAsse inNiedersach-
sen beraten lassen. Erst in der vergange-
nenWoche hatte der Bundestag über das
nukleare Endlager diskutiert, in dem ra-
dioaktiv verseuchte Lauge austritt.  Tsp

Alt-Kanzler Schröder
wird wieder für die SPD aktiv
Berlin - Drei Jahre nach seinem Aus-
scheiden aus der aktiven Politik will der
frühere SPD-Kanzler Gerhard Schröder
wieder stärker für die SPD aktiv wer-
den. Der 64-Jährige werde am 25. Sep-
tember, dem zehnten Jahrestag des
rot-grünen Siegs bei der Bundestags-
wahl 1998, bei einer Veranstaltung des
SPD-Vorstands sprechen, teilte SPD-Ge-
neralsekretär Hubertus Heil am Montag
in Berlin mit. Laut Heil ist mindestens
ein weiterer Auftritt Schröders im
Herbst in Berlin vorgesehen.  dpa

Halle/Berlin - Die Asylbewerber ent-
kamen den Flammen nur knapp. In der
Nacht zum 6. Januar 2007 flogen Brand-
flaschen auf das Flüchtlingsheim in San-
gerhausen (Sachsen-Anhalt) und durch-
schlugen das Fenster einer Küche. In den
Zimmern nebenan schliefen Bewohner.
Der Afrikaner T. rettete sich mit einem
Sprung durch ein Fenster und weckte
zweiMitbewohner,dieebenfalls flüchten
konnten. Weitere Personen hielten sich
im Gebäude nicht auf. Die Feuerwehr
löschte den Brand, verletzt wurde nie-
mand.DennochwarderAnschlag lebens-
gefährlich und T. ist traumatisiert. Am
MontagwurdennundieTäter,diedamals
allezurrechtenSzenegehörten,mitmehr-
jährigerHaft bestraft.
Die Jugendkammer des Landgerichts

Halle verurteilte drei der vier Angeklag-
ten wegen versuchten Mordes, beson-
ders schwerer Brandstiftung und mit Be-
zug auf die Brandflaschen wegen Ver-
stoßes gegen das Waffengesetz. Chris-
tian K. erhielt fünf Jahre und vier Mo-
nate, Danny R. vier Jahre und neun Mo-
nate sowie Glenn Frank K. drei Jahre und
neun Monate. Die Angeklagte Franziska
Z. kam mit zwei Jahren auf Bewährung
davon, die Kammer hält sie der Beihilfe

zumversuchtenMord und der besonders
schweren Brandstiftung für schuldig.
Der Vorsitzende Richter, Peter zur Nie-
den, sprach von einem „feigen und men-
schenverachtenden Anschlag“.
Der Fall rief Ende 2007 weitere Em-

pörung hervor, als eine Polizeipanne be-
kannt wurde. Im Prozess gab ein Krimi-
nalhauptmeister der damaligenPolizeidi-
rektion Merseburg zu, er habe Franziska
Z. vernommen, ohne sie über ihreRechte
zu belehren. Damit war die Aussage von
Z. wertlos. Sehr zum Ärger der Staats-
anwaltschaft Halle. Der Leitende Ober-
staatsanwalt Jörg Wilkmann erstattete
im November eine Dienstaufsichtsbe-
schwerde. Die Polizeidirektion zog den
Beamten aus demStaatsschutz ab, außer-
demwurde ein Disziplinarverfahren ein-
geleitet. Es sei noch nicht abgeschlossen,
sagte amMontag ein Sprecher der Direk-
tion Sachsen-Anhalt Süd, in die 2008 die
DirektionMerseburg aufgegangen war.
Die Linksfraktion im Landtag hatte die

Panne im Innenausschuss zur Sprache
gebracht. Auf der Agenda des Untersu-
chungsausschusses, der sichmit der viel-
schichtigen Polizeiaffäre in Sachsen-An-
halt auseinandersetzt, steht dasVersäum-
nis bislang nicht.  Frank Jansen

Für den früheren Hamburger Justiz-
senatorwar esmalwieder ein großerMe-
dienauftritt.IneinemNobelhotelderHan-
sestadt berichteteRogerKusch,wie er ei-
ner 79-Jährigen ausWürzburg beimSter-
ben geholfen hat. Und weil er nach eige-
nenAngaben unmittelbar vor dem Suizid
inderWohnungwarunddieSelbsttötung
dort per Videokamera aufgezeichnet hat,
prüftnundieStaatsanwaltschaft,obsieet-
wasgegendeneinstigenCDU-Politiker in
der Hand hat. Erfüllt sein könnten zwei
Tatbestände, hieß es: Tötung auf Verlan-
genoder unterlasseneHilfeleistung.
Kusch,derimHerbstuntereigenemNa-

men einen Sterbehilfeverein gegründet
hat, kannte diese Gefahr offenbar genau.
Seine umstrittene „Selbsttötungsmaschi-
ne“ sei nach Abwägung der Risiken nicht
zumEinsatzgekommen,sagteer.Undbe-
vor die Frau den todbringenden Medika-
mentenmix zu sich nahm, hatte er den
Raumbereits verlassen.Nicht nur andie-
serStellehörtenzweiKriminalbeamtege-
spannt zu. Sie warteten auch auf Kuschs
Videovorführungen. Doch von angeblich
neun Stunden Filmmaterial gab es nur
vier kurze Ausschnitte zu sehen: Vorge-
spräche, die verdeutlichen sollten, dass
dieehemaligeRöntgenassistentin freiwil-
lig aus demLeben scheidenwollte.
LautKusch hatte die gebürtigeBerline-

rin zuvor bereits mit der Schweizer Ster-
behilfeorganisationDignitasKontakt auf-
genommen. Ihm zufolge konnte sie nicht
ertragen, in Kürze in ein anonymes Pfle-
geheim zu müssen. An einer unheilbaren
Krankheit oder unerträglichen Schmer-
zen habe sie nicht gelitten. Die Rentnerin
von ihremPlan abzubringen, sei dennoch
nicht in seinem „Horizont“ gewesen.
Es folgten drei Hausbesuche im April

und Juni. Ende Mai soll es zudem eine
fachärztliche und neurologische Begut-
achtung gegeben haben. Er habe der

Frau Mediziner vermittelt, um die Me-
thode ihres Suizids zu besprechen,
sagte Kusch. Als der Anruf in Hamburg
eintraf, dass die Medikamente besorgt
seien, machte er sich ein letztes Mal
auf in den Süden.
In der Wohnung der alten Frau muss

es am Ende bizarr zugegangen sein.
Befragt nach ihren letzten Worten, ant-
wortete Kusch, sie habe „Auf Wiederse-
hen“ gesagt – woraufhin er mit „Lebe
wohl“ geantwortet habe. Dass sein vor
Monaten vorgestellter Selbsttötungsap-
parat nicht zum Einsatz kam, begrün-
dete Kusch damit, dass sich kein Arzt
finden ließ, um die Kanüle für die tödli-
che Infusion zu legen. Stattdessen
nahm die 79-Jährige erst ein Malaria-
und danach ein Beruhigungsmittel.

Er würde jederzeit wieder so handeln,
betonte Kusch. Etwa 50 weitere Sterbe-
hilfeanfragen hätten ihn bereits erreicht.
Die Rolle seines Beistandes in der Würz-
burger Wohnung bezeichnete Kusch als
mit der Sterbewilligen vereinbarte „Ge-
schäftsgrundlage“.
Der CDU-Abgeordnete Hubert Hüppe

warf Kusch vor, eine „perfide Art von
Selbstdarstellung mit dem Leiden von
Menschen“ zu betreiben. Kusch habe of-
fenbar den Zeitpunkt der Tötung „unter
nachrichtenstrategischen Aspekten auf
den Beginn der Sommerpause gelegt“.
Die deutsche Hospizstiftung warnte da-
vor, einem „politischenAmokläufer“ auf-
zusitzen, der „aus tiefstem Narzissmus
die Angst der Menschen vor Pflege miss-
braucht,nurumöffentlicheAufmerksam-

keit auf seine eigene Person zu lenken“.
Kuschbetonezwar,dassdieFrauihreEnt-
scheidung selbstbestimmt und in völliger
Freiheitgetroffenhabe,sagteStiftungsge-
schäftsführer Eugen Brysch. Auf ihre
Angst, zum Pflegefall zu werden, gehe er
aber nicht ein.
WegendieserAngstwürdeeseinerUm-

fragezufolgemehralseinDrittelderDeut-
schen vorziehen, lieber selber Schluss zu
machenalszumPflegefallzuwerden.Des-
halb sei die Politik gefordert, für verbes-
serteBedingungenamLebensendezusor-
gen, sagte Brysch. Sie müsse aber auch
endlichkommerzialisierteSterbehilfever-
bieten.DerBundesratbeschäftigt sicham
Freitagmit entsprechendenAnträgen.

— Meinungsseite
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Das CDU-Präsidium hat in Halle einen
Zehnpunkteplan zum Aufbau Ost bera-
ten. Zur Stärkung ostdeutscher Unter-
nehmen soll etwa die 2009 auslaufende
Investitionszulage bis 2013 verlängert
werden, die im vergangenen Jahr rund
650 Millionen Euro ausgemacht hat. Die
Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Wirt-
schaftsstruktur“ soll im jetzigen Umfang
bis 2013 weitergeführt werden. Eine wei-
tere Verlängerung soll geprüft werden.
Um kleine und mittlere Firmen bei der
Forschung und Entwicklung zu unterstüt-
zen, schlägt die CDU eine besondere
steuerliche Förderung im Osten vor.
Die Lohnentwicklung soll sich am Pro-
duktivitätsfortschritt orientieren. Die
CDU wirbt zudem für eine weitergehende
Öffnung der Tarifverträge für betriebli-
che Bündnisse für Arbeit. Der Osten soll
durch den Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur von den neuen Verkehrs-
strömen in Richtung Ost- und Südosteu-
ropa profitieren. Das geplante EU-Pro-
jekt eines Transportkorridors von der
Nord- und Ostsee bis zur Adria und ans
Schwarze Meer soll neue Impulse verlei-
hen. Bei der EU-Agrarförderung will sich
die CDU für Reformen nicht zulasten ost-
deutscher Betriebe einsetzen.  ddp
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Zehnpunkteplan

Von Dieter Hanisch, Hamburg,
und Rainer Woratschka, Berlin

Sterbehilfe auf Video
Früherer Hamburger Justizsenator half einer 79-Jährigen beim Suizid. Sie wollte nicht ins Pflegeheim

Scholz wehrt sich gegen
Rentenpläne seiner Partei

HaftstrafennachBrandanschlag
auf Flüchtlingsheim

DDIE CDU UND DER OSTEN

Aufzeichnung. In den von Roger Kusch präsentierten Videosequenzen erklärte die 79-Jährige, sie leide am Leben.  Foto: AP

„Der finanzielle Druck auf die Krankenkassen wird immens“
Die Chefin des neuen GKV-Spitzenverbands über den Gesundheitsfonds, gut verdienende Ärzte – und die Probleme in den Kliniken

Schulausflug
CDU tagt im Osten
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Haben Sie inzwischen Ihren Frieden mit
dem Gesundheitsfonds gemacht?

Der Fonds ist nach wie vor ein Problem.
Ich sehe aber keine politische Mehrheit,
die dieses Projekt zurückdrehen wird.
Wir müssen uns also darauf einstellen,
dass zum 1. Januar der einheitliche Bei-
tragssatz gilt und die Finanzen über den
Fonds abgewickelt werden.

Was ist daran so problematisch?

Die Kassen stehen untereinander im
Wettbewerb, haben aber keine Möglich-
keit mehr, die Beitragshöhe zu beeinflus-
sen. Sie müssen sehen, wie sie mit dem
Geld auskommen, das über Fonds und
Finanzausgleich verteilt wird. Wenn das
nicht funktioniert, müssen sie Zusatz-
beiträge erheben, die dann aber allein
von denVersicherten zu zahlen sind. Die
Kassen werden alles tun, um dies zu ver-
meiden. Von daher wird der finanzielle
Druck immens sein.

Wie gehen die Kassen damit um?

Siesinddabei,ihreStrukturenzuüberprü-
fen,auchzurationalisieren.Undichhöre,
dasseseinesehrabwartendeHaltunghin-
sichtlich neuer Vereinbarungen etwa für
besondere Versorgungsangebote gibt.
Klar, die Kassen schauen jetzt besonders

aufs Geld. Sie wissen ja erst im Novem-
ber, wie hoch der Beitragssatz ausfällt,
wie die Mittel verteilt werden und ob die
Politik ihrVersprechenerfüllt, denFonds
so auszustatten, dass die bisherigen Aus-
gaben zu100Prozent gedeckt sind.

Mit welchem Beitragssatz müssen wir
denn im kommenden Jahr rechnen?

Ende September wird ein Schätzerkreis
die Einnahme- und Ausgabenentwick-
lung im nächsten Jahr prognostizieren
und eine Empfehlung abgeben. Erst dann
kann man realistisch über Zahlen reden.
Zum jetzigenZeitpunktmacht das keinen
Sinn und wäre auch leichtfertig.

Aber teurer wird es ja wohl in jedem Fall?

Noch wissen wir zum Beispiel nicht, wie
sich die Einnahmen der Kassen entwi-
ckeln.UndwenndieMinisterin sagt, dass
Ärzte und Krankenhäuser mehr bekom-
men sollen, muss sie auch sagen, woher
das Geld kommen soll. Es gibt nur vier
Möglichkeiten: ein höherer Beitragssatz,
höhere Zuzahlungen, Zusatzbeiträge
oder mehr Steuermittel. Aber ich be-
fürchte, dass Sie am Ende des Jahres mit
IhrerVermutung recht behaltenwerden.

Die niedergelassenenÄrztewollen 4,5Mil-
liarden mehr. Wie finden Sie das?

Im Schnitt verdienen die Ärzte vor Steu-
ern mehr als 120 000 Euro – die Einnah-
men durch privat Versicherte und an-
dere Leistungen eingerechnet. Ich den-
ke, das ist nicht an der Armutsgrenze.
Man muss aber auch sehen, wo weniger
verdient wird. Insgesamt mehr Geld aus-
zugeben, halte ich nicht für notwendig.

DasGeld sollte nur besser verteilt werden?

ÜbereinneuesVergütungssystem,dasda-
fürAnreizesetzensoll,verhandelnwirge-
rade. Seit Anfang der 90er Jahre haben
sich die Arztzahlen um 30 Prozent er-
höht. Die Honorare sind auch jedes Jahr
gestiegen, verteilen sich jetzt aber auf
mehrÄrzte.Manmussalsofragen,wievie-
le Ärzte braucht es für gute Versorgung.
Es gibt Gegendenmit Bedarf, es gibt aber

auch überversorgte Regionen. Das muss
überHonorare besser austariertwerden.
Ein anderer Posten sind die Kliniken. Die
klagen immer lauter über ihre Finanznot…
Sie haben jedes Jahr eine Milliarde Euro
mehr vondenKassen bekommen, das gilt
auch fürs kommende Jahr. Und etwa die
HälftederHäuser schreibt schwarzeZah-
len.DieProblemeindenKrankenhäusern
liegen vor allem daran, dass die Länder
ihren Investitionsverpflichtungen nicht
nachkommen. Wenn Umbau und Neu-
organisation nicht möglich sind, erhöht
das die Betriebskosten. Die Krankenkas-
sen zahlen genug, um den laufenden Be-
triebgutzufinanzieren.NunsinddieLän-
der inderPflicht, ihrenTeil fürdieausrei-
chende Finanzausstattung der Kranken-
häuser auch tatsächlich zuübernehmen.
Die Patienten merken vor allem, dass sie
immer schlechter gepflegt werden.
Falls die Menschen in den Krankenhäu-
sern wirklich schlechter gepflegt werden
als vor zehn, zwanzig Jahren, liegt dies si-
cher nicht daran, dass die Pflegekräfte zu
wenig Einsatz bringen, im Gegenteil: Ich
habe großenRespekt vor deren Leistung.
Am Stellenabbau allein könnte es auch
nicht liegen, die Zahl der Abrechnungs-
tage ist seit 1991 stärker gefallen als die

der Pflegekräfte. Das Verhältnis hat sich
also sogar verbessert. Problematisch ist
aber häufig dieOrganisation in denKlini-
ken. Viele neuere und oft auch private
Häuser zeigen, dass es anders und besser
geht – für Patienten undPflegekräfte.
Hoffen Sie eigentlich auf Rot-Grün – und
eine Bürgerversicherung?
Wichtig ist, dassdiegesetzlicheKranken-
versicherung weiterhin eine soziale Ver-
sicherungbleibt – also einkommensunab-
hängig umfassende Versorgung leistet.
Bürgerversicherung und Prämienmodell
führenbeidezueinerAnnäherungvonge-
setzlicher und privater Krankenversiche-
rung.DasNebeneinanderisteinProblem.
Garantiert nicht gerade die Konkurrenz
derPrivateneinhohesVersorgungsniveau?
Das ist tatsächlich ein kleiner Vorteil.
OhnedieKonkurrenzvonPrivatversiche-
rungen wäre die Gefahr, dass der Leis-
tungskatalogaufeineminimaleGrundver-
sorgung reduziert wird, größer. In einem
EinheitssystemließensichdieLeistungen
leichter reduzieren.Nichtzuletztdeshalb
setze ich auch innerhalb der gesetzlichen
Krankenversicherung auf Wettbewerb
zwischenden einzelnenKrankenkassen.

— Die Fragen stellte Rainer Woratschka.

Doris Pfeiffer (48)
ist Vorstandschefin
des neuen Spitzen-
verbands der
Gesetzlichen
Krankenversicherung,
der an diesem
Dienstag seine
Arbeit aufnimmt.

Halle - Es gibt Fragen, die traut sich in
einem CDU-Präsidium so schnell kei-
ner zu stellen. Die Schülerin im holzge-
täfelten Saal des Internats Schulpforte
hat solche Hemmungen nicht. Ob das
nicht eine ziemliche Doppelbelastung
sei, will sie von Angela Merkel wissen,
als Kanzlerin und als CDU-Vorsit-
zende? „Ja und nein“, sagt Merkel. „Es
ist gleichzeitig auch eine Chance.“ Die
Frage ist deshalb so besonders passend,
weil der stellvertretende CDU-Chef
Christian Wulff sie seit einiger Zeit
sehr, sehr indirekt stellt und am Wo-
chenende ein bisschen deutlicher ge-
worden ist. Wulff hat bekanntlich vor
kurzem seinen Landesparteivorsitz in
Niedersachsen an den jungen Fraktions-
chef David McAllister übergeben und
ist jetzt nur noch Regierungschef. Das
war vor allem auch ein demonstrativer
Akt in Richtung Merkel: Siehste, geht
doch mit so einer Trennung ganz gut!
Per Interview hat er jetzt nachgelegt:
Die CDU, so sinngemäß seine Bot-
schaft, brauche mehr Kampfeslust. Die
Botschaft dahinter: Sie braucht auch je-
manden, der diese Kampfeslust austo-
ben kann und der nicht immer großko-
alitionäre Magerkompromisse verteidi-
gen muss.
Im CDU-Präsidium, das Montag in

Halle tagte, um sein Papier zum Aufbau
OstmitderpassendenOst-Aurazuumge-
ben, ist darauf natürlichnichtdieSprache
gekommen. Immerhin hat Merkel in der
CDU-Spitze und öffentlich nochmal klar-
gestellt, dass an Steuersenkungen noch
vor der Bundestagswahl bis aufWeiteres
nicht zu denken ist. Vorgesehen seien die
bekannten Leistungen für Kinder und Fa-
milien. „Darüber hinaus sehe ich zur Zeit
keine Spielräume“, sagt Merkel. Auf
Pump komme Entlastung jedenfalls nicht
in Frage, unter Aufgabe des Ziels eines
neuschuldenfreien Haushalts 2011 auch
nicht. Wie lange "zur Zeit" genau reicht,
sagt sie nicht. Robert Birnbaum

Berlin – Arbeits- und Sozialminister
Olaf Scholz (SPD) stemmt sich gegen Be-
strebungen seiner Partei, den Zugang zur
Erwerbsminderungsrente wieder zu er-
leichtern. An der „Grundentscheidung“
der Reform von 2001 werde „nicht ge-
rüttelt“ , sagte er nach Angaben seines
Ministeriums amMontag in Berlin.
Damit reagierte Scholz auf eineAnkün-

digung des SPD-Fraktionsvorsitzenden
Peter Struck. Dieser hatte in der „Welt
am Sonntag“ erklärt, die SPD werde „ge-
meinsammit Arbeitsminister Scholz nun
Änderungenbei derErwerbsminderungs-
rente“ prüfen, um die Folgen der Rente
mit 67 zu mildern. Die bisher von der
SPD unterbreiteten Vorschläge wie Al-
tersteilzeit und Teilrente, bei der Arbeit-
nehmer Rentenabschläge für das vorzei-
tige Ausscheiden in Kauf nehmen, reich-
ten dazu nicht aus. Dagegen erklärte eine
Ministeriumssprecherin am Montag, es
gebe im Ministerium keine Überlegun-
gen, etwas an der Erwerbsminderungs-
rente zu ändern.
Gleichwohl versicherte SPD-General-

sekretär Hubertus Heil, es gebe keinen
Streit zwischen Fraktionschef Struck und
Arbeitsminister Scholz. Die Anhebung
des Renteneintrittsalters auf 67 bis zum

Jahr 2029 sei unumstritten notwendig,
sagte Heil nach der SPD-Präsidiumssit-
zung. Seine Partei prüfe aberMöglichkei-
ten für flexible Übergänge vom Erwerbs-
leben zur Rente. Dazu gehörten neben
Altersteilzeit und Teilrente auch Über-
legungen,denZugangzurErwerbsminde-
rungsrente auszuweiten. LautHeil soll es
sich dabei nur um Korrekturen handeln.
„Es kann und darf kein Zurück zur alten
Erwerbsminderungsrente geben.“
Die Rente mit 67 zählt neben den Ar-

beitsmarktreformenderRegierungSchrö-
der zu den umstrittensten Reformvorha-
benderSPDindenvergangenenzehnJah-
ren.MitBlickauferheblicheWiderstände
in derAnhängerschaft hatte derHambur-
gerSPD-ParteitagimHerbst2007eineAr-
beitsgruppe unter der SPD-Sozialexper-
tin Elke Ferner damit beauftragt, Kor-
rekturen zu prüfen. Ziel ist es, die Rente
mit 67 für gesundheitlich angeschlagene
Arbeitnehmer sozial abzufedern.
Ferners Arbeitsgruppe soll im Herbst-

Vorschläge für Lockerungen bei der Er-
werbsminderungsrenteunterbreiten.Die
SPD-Spitze will dann entscheiden, ob die
Reform nachgebessert wird. Festlegun-
gen gebe es nicht, versicherte Generalse-
kretärHeil.  Stephan Haselberger

Gabriel beruft Berater
für nukleare Entsorgung
Berlin - AmMontag hat die neue Entsor-
gungskommission (ESK) erstmals getagt.
Vor gut zwei Wochen hat Umweltminis-
ter Sigmar Gabriel das elfköpfige Exper-
tengremium für nukleare Entsorgungs-
problemeberufen.Neben zwei atomkriti-
schen Vertretern des Ökoinstituts sind
die universitäre Endlagerforschung, die
Industrieseite sowie Vertreter der fran-
zösischen und der Schweizer Behörden
vertreten. Das Gremium ist unabhängig
und nicht an Weisungen gebunden. Das
Umweltministeriumwill sich vondenEx-
perten vor allem bei der Schließung des
ForschungsendlagersAsse inNiedersach-
sen beraten lassen. Erst in der vergange-
nenWoche hatte der Bundestag über das
nukleare Endlager diskutiert, in dem ra-
dioaktiv verseuchte Lauge austritt.  Tsp

Alt-Kanzler Schröder
wird wieder für die SPD aktiv
Berlin - Drei Jahre nach seinem Aus-
scheiden aus der aktiven Politik will der
frühere SPD-Kanzler Gerhard Schröder
wieder stärker für die SPD aktiv wer-
den. Der 64-Jährige werde am 25. Sep-
tember, dem zehnten Jahrestag des
rot-grünen Siegs bei der Bundestags-
wahl 1998, bei einer Veranstaltung des
SPD-Vorstands sprechen, teilte SPD-Ge-
neralsekretär Hubertus Heil am Montag
in Berlin mit. Laut Heil ist mindestens
ein weiterer Auftritt Schröders im
Herbst in Berlin vorgesehen.  dpa

Halle/Berlin - Die Asylbewerber ent-
kamen den Flammen nur knapp. In der
Nacht zum 6. Januar 2007 flogen Brand-
flaschen auf das Flüchtlingsheim in San-
gerhausen (Sachsen-Anhalt) und durch-
schlugen das Fenster einer Küche. In den
Zimmern nebenan schliefen Bewohner.
Der Afrikaner T. rettete sich mit einem
Sprung durch ein Fenster und weckte
zweiMitbewohner,dieebenfalls flüchten
konnten. Weitere Personen hielten sich
im Gebäude nicht auf. Die Feuerwehr
löschte den Brand, verletzt wurde nie-
mand.DennochwarderAnschlag lebens-
gefährlich und T. ist traumatisiert. Am
MontagwurdennundieTäter,diedamals
allezurrechtenSzenegehörten,mitmehr-
jährigerHaft bestraft.
Die Jugendkammer des Landgerichts

Halle verurteilte drei der vier Angeklag-
ten wegen versuchten Mordes, beson-
ders schwerer Brandstiftung und mit Be-
zug auf die Brandflaschen wegen Ver-
stoßes gegen das Waffengesetz. Chris-
tian K. erhielt fünf Jahre und vier Mo-
nate, Danny R. vier Jahre und neun Mo-
nate sowie Glenn Frank K. drei Jahre und
neun Monate. Die Angeklagte Franziska
Z. kam mit zwei Jahren auf Bewährung
davon, die Kammer hält sie der Beihilfe

zumversuchtenMord und der besonders
schweren Brandstiftung für schuldig.
Der Vorsitzende Richter, Peter zur Nie-
den, sprach von einem „feigen und men-
schenverachtenden Anschlag“.
Der Fall rief Ende 2007 weitere Em-

pörung hervor, als eine Polizeipanne be-
kannt wurde. Im Prozess gab ein Krimi-
nalhauptmeister der damaligenPolizeidi-
rektion Merseburg zu, er habe Franziska
Z. vernommen, ohne sie über ihreRechte
zu belehren. Damit war die Aussage von
Z. wertlos. Sehr zum Ärger der Staats-
anwaltschaft Halle. Der Leitende Ober-
staatsanwalt Jörg Wilkmann erstattete
im November eine Dienstaufsichtsbe-
schwerde. Die Polizeidirektion zog den
Beamten aus demStaatsschutz ab, außer-
demwurde ein Disziplinarverfahren ein-
geleitet. Es sei noch nicht abgeschlossen,
sagte amMontag ein Sprecher der Direk-
tion Sachsen-Anhalt Süd, in die 2008 die
DirektionMerseburg aufgegangen war.
Die Linksfraktion im Landtag hatte die

Panne im Innenausschuss zur Sprache
gebracht. Auf der Agenda des Untersu-
chungsausschusses, der sichmit der viel-
schichtigen Polizeiaffäre in Sachsen-An-
halt auseinandersetzt, steht dasVersäum-
nis bislang nicht.  Frank Jansen

Für den früheren Hamburger Justiz-
senatorwar esmalwieder ein großerMe-
dienauftritt.IneinemNobelhotelderHan-
sestadt berichteteRogerKusch,wie er ei-
ner 79-Jährigen ausWürzburg beimSter-
ben geholfen hat. Und weil er nach eige-
nenAngaben unmittelbar vor dem Suizid
inderWohnungwarunddieSelbsttötung
dort per Videokamera aufgezeichnet hat,
prüftnundieStaatsanwaltschaft,obsieet-
wasgegendeneinstigenCDU-Politiker in
der Hand hat. Erfüllt sein könnten zwei
Tatbestände, hieß es: Tötung auf Verlan-
genoder unterlasseneHilfeleistung.
Kusch,derimHerbstuntereigenemNa-

men einen Sterbehilfeverein gegründet
hat, kannte diese Gefahr offenbar genau.
Seine umstrittene „Selbsttötungsmaschi-
ne“ sei nach Abwägung der Risiken nicht
zumEinsatzgekommen,sagteer.Undbe-
vor die Frau den todbringenden Medika-
mentenmix zu sich nahm, hatte er den
Raumbereits verlassen.Nicht nur andie-
serStellehörtenzweiKriminalbeamtege-
spannt zu. Sie warteten auch auf Kuschs
Videovorführungen. Doch von angeblich
neun Stunden Filmmaterial gab es nur
vier kurze Ausschnitte zu sehen: Vorge-
spräche, die verdeutlichen sollten, dass
dieehemaligeRöntgenassistentin freiwil-
lig aus demLeben scheidenwollte.
LautKusch hatte die gebürtigeBerline-

rin zuvor bereits mit der Schweizer Ster-
behilfeorganisationDignitasKontakt auf-
genommen. Ihm zufolge konnte sie nicht
ertragen, in Kürze in ein anonymes Pfle-
geheim zu müssen. An einer unheilbaren
Krankheit oder unerträglichen Schmer-
zen habe sie nicht gelitten. Die Rentnerin
von ihremPlan abzubringen, sei dennoch
nicht in seinem „Horizont“ gewesen.
Es folgten drei Hausbesuche im April

und Juni. Ende Mai soll es zudem eine
fachärztliche und neurologische Begut-
achtung gegeben haben. Er habe der

Frau Mediziner vermittelt, um die Me-
thode ihres Suizids zu besprechen,
sagte Kusch. Als der Anruf in Hamburg
eintraf, dass die Medikamente besorgt
seien, machte er sich ein letztes Mal
auf in den Süden.
In der Wohnung der alten Frau muss

es am Ende bizarr zugegangen sein.
Befragt nach ihren letzten Worten, ant-
wortete Kusch, sie habe „Auf Wiederse-
hen“ gesagt – woraufhin er mit „Lebe
wohl“ geantwortet habe. Dass sein vor
Monaten vorgestellter Selbsttötungsap-
parat nicht zum Einsatz kam, begrün-
dete Kusch damit, dass sich kein Arzt
finden ließ, um die Kanüle für die tödli-
che Infusion zu legen. Stattdessen
nahm die 79-Jährige erst ein Malaria-
und danach ein Beruhigungsmittel.

Er würde jederzeit wieder so handeln,
betonte Kusch. Etwa 50 weitere Sterbe-
hilfeanfragen hätten ihn bereits erreicht.
Die Rolle seines Beistandes in der Würz-
burger Wohnung bezeichnete Kusch als
mit der Sterbewilligen vereinbarte „Ge-
schäftsgrundlage“.
Der CDU-Abgeordnete Hubert Hüppe

warf Kusch vor, eine „perfide Art von
Selbstdarstellung mit dem Leiden von
Menschen“ zu betreiben. Kusch habe of-
fenbar den Zeitpunkt der Tötung „unter
nachrichtenstrategischen Aspekten auf
den Beginn der Sommerpause gelegt“.
Die deutsche Hospizstiftung warnte da-
vor, einem „politischenAmokläufer“ auf-
zusitzen, der „aus tiefstem Narzissmus
die Angst der Menschen vor Pflege miss-
braucht,nurumöffentlicheAufmerksam-

keit auf seine eigene Person zu lenken“.
Kuschbetonezwar,dassdieFrauihreEnt-
scheidung selbstbestimmt und in völliger
Freiheitgetroffenhabe,sagteStiftungsge-
schäftsführer Eugen Brysch. Auf ihre
Angst, zum Pflegefall zu werden, gehe er
aber nicht ein.
WegendieserAngstwürdeeseinerUm-

fragezufolgemehralseinDrittelderDeut-
schen vorziehen, lieber selber Schluss zu
machenalszumPflegefallzuwerden.Des-
halb sei die Politik gefordert, für verbes-
serteBedingungenamLebensendezusor-
gen, sagte Brysch. Sie müsse aber auch
endlichkommerzialisierteSterbehilfever-
bieten.DerBundesratbeschäftigt sicham
Freitagmit entsprechendenAnträgen.

— Meinungsseite
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Das CDU-Präsidium hat in Halle einen
Zehnpunkteplan zum Aufbau Ost bera-
ten. Zur Stärkung ostdeutscher Unter-
nehmen soll etwa die 2009 auslaufende
Investitionszulage bis 2013 verlängert
werden, die im vergangenen Jahr rund
650 Millionen Euro ausgemacht hat. Die
Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Wirt-
schaftsstruktur“ soll im jetzigen Umfang
bis 2013 weitergeführt werden. Eine wei-
tere Verlängerung soll geprüft werden.
Um kleine und mittlere Firmen bei der
Forschung und Entwicklung zu unterstüt-
zen, schlägt die CDU eine besondere
steuerliche Förderung im Osten vor.
Die Lohnentwicklung soll sich am Pro-
duktivitätsfortschritt orientieren. Die
CDU wirbt zudem für eine weitergehende
Öffnung der Tarifverträge für betriebli-
che Bündnisse für Arbeit. Der Osten soll
durch den Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur von den neuen Verkehrs-
strömen in Richtung Ost- und Südosteu-
ropa profitieren. Das geplante EU-Pro-
jekt eines Transportkorridors von der
Nord- und Ostsee bis zur Adria und ans
Schwarze Meer soll neue Impulse verlei-
hen. Bei der EU-Agrarförderung will sich
die CDU für Reformen nicht zulasten ost-
deutscher Betriebe einsetzen.  ddp
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Zehnpunkteplan

Von Dieter Hanisch, Hamburg,
und Rainer Woratschka, Berlin

Sterbehilfe auf Video
Früherer Hamburger Justizsenator half einer 79-Jährigen beim Suizid. Sie wollte nicht ins Pflegeheim

Scholz wehrt sich gegen
Rentenpläne seiner Partei

HaftstrafennachBrandanschlag
auf Flüchtlingsheim

DDIE CDU UND DER OSTEN

Aufzeichnung. In den von Roger Kusch präsentierten Videosequenzen erklärte die 79-Jährige, sie leide am Leben.  Foto: AP

„Der finanzielle Druck auf die Krankenkassen wird immens“
Die Chefin des neuen GKV-Spitzenverbands über den Gesundheitsfonds, gut verdienende Ärzte – und die Probleme in den Kliniken

Schulausflug
CDU tagt im Osten
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Haben Sie inzwischen Ihren Frieden mit
dem Gesundheitsfonds gemacht?

Der Fonds ist nach wie vor ein Problem.
Ich sehe aber keine politische Mehrheit,
die dieses Projekt zurückdrehen wird.
Wir müssen uns also darauf einstellen,
dass zum 1. Januar der einheitliche Bei-
tragssatz gilt und die Finanzen über den
Fonds abgewickelt werden.

Was ist daran so problematisch?

Die Kassen stehen untereinander im
Wettbewerb, haben aber keine Möglich-
keit mehr, die Beitragshöhe zu beeinflus-
sen. Sie müssen sehen, wie sie mit dem
Geld auskommen, das über Fonds und
Finanzausgleich verteilt wird. Wenn das
nicht funktioniert, müssen sie Zusatz-
beiträge erheben, die dann aber allein
von denVersicherten zu zahlen sind. Die
Kassen werden alles tun, um dies zu ver-
meiden. Von daher wird der finanzielle
Druck immens sein.

Wie gehen die Kassen damit um?

Siesinddabei,ihreStrukturenzuüberprü-
fen,auchzurationalisieren.Undichhöre,
dasseseinesehrabwartendeHaltunghin-
sichtlich neuer Vereinbarungen etwa für
besondere Versorgungsangebote gibt.
Klar, die Kassen schauen jetzt besonders

aufs Geld. Sie wissen ja erst im Novem-
ber, wie hoch der Beitragssatz ausfällt,
wie die Mittel verteilt werden und ob die
Politik ihrVersprechenerfüllt, denFonds
so auszustatten, dass die bisherigen Aus-
gaben zu100Prozent gedeckt sind.

Mit welchem Beitragssatz müssen wir
denn im kommenden Jahr rechnen?

Ende September wird ein Schätzerkreis
die Einnahme- und Ausgabenentwick-
lung im nächsten Jahr prognostizieren
und eine Empfehlung abgeben. Erst dann
kann man realistisch über Zahlen reden.
Zum jetzigenZeitpunktmacht das keinen
Sinn und wäre auch leichtfertig.

Aber teurer wird es ja wohl in jedem Fall?

Noch wissen wir zum Beispiel nicht, wie
sich die Einnahmen der Kassen entwi-
ckeln.UndwenndieMinisterin sagt, dass
Ärzte und Krankenhäuser mehr bekom-
men sollen, muss sie auch sagen, woher
das Geld kommen soll. Es gibt nur vier
Möglichkeiten: ein höherer Beitragssatz,
höhere Zuzahlungen, Zusatzbeiträge
oder mehr Steuermittel. Aber ich be-
fürchte, dass Sie am Ende des Jahres mit
IhrerVermutung recht behaltenwerden.

Die niedergelassenenÄrztewollen 4,5Mil-
liarden mehr. Wie finden Sie das?

Im Schnitt verdienen die Ärzte vor Steu-
ern mehr als 120 000 Euro – die Einnah-
men durch privat Versicherte und an-
dere Leistungen eingerechnet. Ich den-
ke, das ist nicht an der Armutsgrenze.
Man muss aber auch sehen, wo weniger
verdient wird. Insgesamt mehr Geld aus-
zugeben, halte ich nicht für notwendig.

DasGeld sollte nur besser verteilt werden?

ÜbereinneuesVergütungssystem,dasda-
fürAnreizesetzensoll,verhandelnwirge-
rade. Seit Anfang der 90er Jahre haben
sich die Arztzahlen um 30 Prozent er-
höht. Die Honorare sind auch jedes Jahr
gestiegen, verteilen sich jetzt aber auf
mehrÄrzte.Manmussalsofragen,wievie-
le Ärzte braucht es für gute Versorgung.
Es gibt Gegendenmit Bedarf, es gibt aber

auch überversorgte Regionen. Das muss
überHonorare besser austariertwerden.
Ein anderer Posten sind die Kliniken. Die
klagen immer lauter über ihre Finanznot…
Sie haben jedes Jahr eine Milliarde Euro
mehr vondenKassen bekommen, das gilt
auch fürs kommende Jahr. Und etwa die
HälftederHäuser schreibt schwarzeZah-
len.DieProblemeindenKrankenhäusern
liegen vor allem daran, dass die Länder
ihren Investitionsverpflichtungen nicht
nachkommen. Wenn Umbau und Neu-
organisation nicht möglich sind, erhöht
das die Betriebskosten. Die Krankenkas-
sen zahlen genug, um den laufenden Be-
triebgutzufinanzieren.NunsinddieLän-
der inderPflicht, ihrenTeil fürdieausrei-
chende Finanzausstattung der Kranken-
häuser auch tatsächlich zuübernehmen.
Die Patienten merken vor allem, dass sie
immer schlechter gepflegt werden.
Falls die Menschen in den Krankenhäu-
sern wirklich schlechter gepflegt werden
als vor zehn, zwanzig Jahren, liegt dies si-
cher nicht daran, dass die Pflegekräfte zu
wenig Einsatz bringen, im Gegenteil: Ich
habe großenRespekt vor deren Leistung.
Am Stellenabbau allein könnte es auch
nicht liegen, die Zahl der Abrechnungs-
tage ist seit 1991 stärker gefallen als die

der Pflegekräfte. Das Verhältnis hat sich
also sogar verbessert. Problematisch ist
aber häufig dieOrganisation in denKlini-
ken. Viele neuere und oft auch private
Häuser zeigen, dass es anders und besser
geht – für Patienten undPflegekräfte.
Hoffen Sie eigentlich auf Rot-Grün – und
eine Bürgerversicherung?
Wichtig ist, dassdiegesetzlicheKranken-
versicherung weiterhin eine soziale Ver-
sicherungbleibt – also einkommensunab-
hängig umfassende Versorgung leistet.
Bürgerversicherung und Prämienmodell
führenbeidezueinerAnnäherungvonge-
setzlicher und privater Krankenversiche-
rung.DasNebeneinanderisteinProblem.
Garantiert nicht gerade die Konkurrenz
derPrivateneinhohesVersorgungsniveau?
Das ist tatsächlich ein kleiner Vorteil.
OhnedieKonkurrenzvonPrivatversiche-
rungen wäre die Gefahr, dass der Leis-
tungskatalogaufeineminimaleGrundver-
sorgung reduziert wird, größer. In einem
EinheitssystemließensichdieLeistungen
leichter reduzieren.Nichtzuletztdeshalb
setze ich auch innerhalb der gesetzlichen
Krankenversicherung auf Wettbewerb
zwischenden einzelnenKrankenkassen.

— Die Fragen stellte Rainer Woratschka.

Doris Pfeiffer (48)
ist Vorstandschefin
des neuen Spitzen-
verbands der
Gesetzlichen
Krankenversicherung,
der an diesem
Dienstag seine
Arbeit aufnimmt.

Halle - Es gibt Fragen, die traut sich in
einem CDU-Präsidium so schnell kei-
ner zu stellen. Die Schülerin im holzge-
täfelten Saal des Internats Schulpforte
hat solche Hemmungen nicht. Ob das
nicht eine ziemliche Doppelbelastung
sei, will sie von Angela Merkel wissen,
als Kanzlerin und als CDU-Vorsit-
zende? „Ja und nein“, sagt Merkel. „Es
ist gleichzeitig auch eine Chance.“ Die
Frage ist deshalb so besonders passend,
weil der stellvertretende CDU-Chef
Christian Wulff sie seit einiger Zeit
sehr, sehr indirekt stellt und am Wo-
chenende ein bisschen deutlicher ge-
worden ist. Wulff hat bekanntlich vor
kurzem seinen Landesparteivorsitz in
Niedersachsen an den jungen Fraktions-
chef David McAllister übergeben und
ist jetzt nur noch Regierungschef. Das
war vor allem auch ein demonstrativer
Akt in Richtung Merkel: Siehste, geht
doch mit so einer Trennung ganz gut!
Per Interview hat er jetzt nachgelegt:
Die CDU, so sinngemäß seine Bot-
schaft, brauche mehr Kampfeslust. Die
Botschaft dahinter: Sie braucht auch je-
manden, der diese Kampfeslust austo-
ben kann und der nicht immer großko-
alitionäre Magerkompromisse verteidi-
gen muss.
Im CDU-Präsidium, das Montag in

Halle tagte, um sein Papier zum Aufbau
OstmitderpassendenOst-Aurazuumge-
ben, ist darauf natürlichnichtdieSprache
gekommen. Immerhin hat Merkel in der
CDU-Spitze und öffentlich nochmal klar-
gestellt, dass an Steuersenkungen noch
vor der Bundestagswahl bis aufWeiteres
nicht zu denken ist. Vorgesehen seien die
bekannten Leistungen für Kinder und Fa-
milien. „Darüber hinaus sehe ich zur Zeit
keine Spielräume“, sagt Merkel. Auf
Pump komme Entlastung jedenfalls nicht
in Frage, unter Aufgabe des Ziels eines
neuschuldenfreien Haushalts 2011 auch
nicht. Wie lange "zur Zeit" genau reicht,
sagt sie nicht. Robert Birnbaum

Berlin – Arbeits- und Sozialminister
Olaf Scholz (SPD) stemmt sich gegen Be-
strebungen seiner Partei, den Zugang zur
Erwerbsminderungsrente wieder zu er-
leichtern. An der „Grundentscheidung“
der Reform von 2001 werde „nicht ge-
rüttelt“ , sagte er nach Angaben seines
Ministeriums amMontag in Berlin.
Damit reagierte Scholz auf eineAnkün-

digung des SPD-Fraktionsvorsitzenden
Peter Struck. Dieser hatte in der „Welt
am Sonntag“ erklärt, die SPD werde „ge-
meinsammit Arbeitsminister Scholz nun
Änderungenbei derErwerbsminderungs-
rente“ prüfen, um die Folgen der Rente
mit 67 zu mildern. Die bisher von der
SPD unterbreiteten Vorschläge wie Al-
tersteilzeit und Teilrente, bei der Arbeit-
nehmer Rentenabschläge für das vorzei-
tige Ausscheiden in Kauf nehmen, reich-
ten dazu nicht aus. Dagegen erklärte eine
Ministeriumssprecherin am Montag, es
gebe im Ministerium keine Überlegun-
gen, etwas an der Erwerbsminderungs-
rente zu ändern.
Gleichwohl versicherte SPD-General-

sekretär Hubertus Heil, es gebe keinen
Streit zwischen Fraktionschef Struck und
Arbeitsminister Scholz. Die Anhebung
des Renteneintrittsalters auf 67 bis zum

Jahr 2029 sei unumstritten notwendig,
sagte Heil nach der SPD-Präsidiumssit-
zung. Seine Partei prüfe aberMöglichkei-
ten für flexible Übergänge vom Erwerbs-
leben zur Rente. Dazu gehörten neben
Altersteilzeit und Teilrente auch Über-
legungen,denZugangzurErwerbsminde-
rungsrente auszuweiten. LautHeil soll es
sich dabei nur um Korrekturen handeln.
„Es kann und darf kein Zurück zur alten
Erwerbsminderungsrente geben.“
Die Rente mit 67 zählt neben den Ar-

beitsmarktreformenderRegierungSchrö-
der zu den umstrittensten Reformvorha-
benderSPDindenvergangenenzehnJah-
ren.MitBlickauferheblicheWiderstände
in derAnhängerschaft hatte derHambur-
gerSPD-ParteitagimHerbst2007eineAr-
beitsgruppe unter der SPD-Sozialexper-
tin Elke Ferner damit beauftragt, Kor-
rekturen zu prüfen. Ziel ist es, die Rente
mit 67 für gesundheitlich angeschlagene
Arbeitnehmer sozial abzufedern.
Ferners Arbeitsgruppe soll im Herbst-

Vorschläge für Lockerungen bei der Er-
werbsminderungsrenteunterbreiten.Die
SPD-Spitze will dann entscheiden, ob die
Reform nachgebessert wird. Festlegun-
gen gebe es nicht, versicherte Generalse-
kretärHeil.  Stephan Haselberger

Gabriel beruft Berater
für nukleare Entsorgung
Berlin - AmMontag hat die neue Entsor-
gungskommission (ESK) erstmals getagt.
Vor gut zwei Wochen hat Umweltminis-
ter Sigmar Gabriel das elfköpfige Exper-
tengremium für nukleare Entsorgungs-
problemeberufen.Neben zwei atomkriti-
schen Vertretern des Ökoinstituts sind
die universitäre Endlagerforschung, die
Industrieseite sowie Vertreter der fran-
zösischen und der Schweizer Behörden
vertreten. Das Gremium ist unabhängig
und nicht an Weisungen gebunden. Das
Umweltministeriumwill sich vondenEx-
perten vor allem bei der Schließung des
ForschungsendlagersAsse inNiedersach-
sen beraten lassen. Erst in der vergange-
nenWoche hatte der Bundestag über das
nukleare Endlager diskutiert, in dem ra-
dioaktiv verseuchte Lauge austritt.  Tsp

Alt-Kanzler Schröder
wird wieder für die SPD aktiv
Berlin - Drei Jahre nach seinem Aus-
scheiden aus der aktiven Politik will der
frühere SPD-Kanzler Gerhard Schröder
wieder stärker für die SPD aktiv wer-
den. Der 64-Jährige werde am 25. Sep-
tember, dem zehnten Jahrestag des
rot-grünen Siegs bei der Bundestags-
wahl 1998, bei einer Veranstaltung des
SPD-Vorstands sprechen, teilte SPD-Ge-
neralsekretär Hubertus Heil am Montag
in Berlin mit. Laut Heil ist mindestens
ein weiterer Auftritt Schröders im
Herbst in Berlin vorgesehen.  dpa

Halle/Berlin - Die Asylbewerber ent-
kamen den Flammen nur knapp. In der
Nacht zum 6. Januar 2007 flogen Brand-
flaschen auf das Flüchtlingsheim in San-
gerhausen (Sachsen-Anhalt) und durch-
schlugen das Fenster einer Küche. In den
Zimmern nebenan schliefen Bewohner.
Der Afrikaner T. rettete sich mit einem
Sprung durch ein Fenster und weckte
zweiMitbewohner,dieebenfalls flüchten
konnten. Weitere Personen hielten sich
im Gebäude nicht auf. Die Feuerwehr
löschte den Brand, verletzt wurde nie-
mand.DennochwarderAnschlag lebens-
gefährlich und T. ist traumatisiert. Am
MontagwurdennundieTäter,diedamals
allezurrechtenSzenegehörten,mitmehr-
jährigerHaft bestraft.
Die Jugendkammer des Landgerichts

Halle verurteilte drei der vier Angeklag-
ten wegen versuchten Mordes, beson-
ders schwerer Brandstiftung und mit Be-
zug auf die Brandflaschen wegen Ver-
stoßes gegen das Waffengesetz. Chris-
tian K. erhielt fünf Jahre und vier Mo-
nate, Danny R. vier Jahre und neun Mo-
nate sowie Glenn Frank K. drei Jahre und
neun Monate. Die Angeklagte Franziska
Z. kam mit zwei Jahren auf Bewährung
davon, die Kammer hält sie der Beihilfe

zumversuchtenMord und der besonders
schweren Brandstiftung für schuldig.
Der Vorsitzende Richter, Peter zur Nie-
den, sprach von einem „feigen und men-
schenverachtenden Anschlag“.
Der Fall rief Ende 2007 weitere Em-

pörung hervor, als eine Polizeipanne be-
kannt wurde. Im Prozess gab ein Krimi-
nalhauptmeister der damaligenPolizeidi-
rektion Merseburg zu, er habe Franziska
Z. vernommen, ohne sie über ihreRechte
zu belehren. Damit war die Aussage von
Z. wertlos. Sehr zum Ärger der Staats-
anwaltschaft Halle. Der Leitende Ober-
staatsanwalt Jörg Wilkmann erstattete
im November eine Dienstaufsichtsbe-
schwerde. Die Polizeidirektion zog den
Beamten aus demStaatsschutz ab, außer-
demwurde ein Disziplinarverfahren ein-
geleitet. Es sei noch nicht abgeschlossen,
sagte amMontag ein Sprecher der Direk-
tion Sachsen-Anhalt Süd, in die 2008 die
DirektionMerseburg aufgegangen war.
Die Linksfraktion im Landtag hatte die

Panne im Innenausschuss zur Sprache
gebracht. Auf der Agenda des Untersu-
chungsausschusses, der sichmit der viel-
schichtigen Polizeiaffäre in Sachsen-An-
halt auseinandersetzt, steht dasVersäum-
nis bislang nicht.  Frank Jansen

Für den früheren Hamburger Justiz-
senatorwar esmalwieder ein großerMe-
dienauftritt.IneinemNobelhotelderHan-
sestadt berichteteRogerKusch,wie er ei-
ner 79-Jährigen ausWürzburg beimSter-
ben geholfen hat. Und weil er nach eige-
nenAngaben unmittelbar vor dem Suizid
inderWohnungwarunddieSelbsttötung
dort per Videokamera aufgezeichnet hat,
prüftnundieStaatsanwaltschaft,obsieet-
wasgegendeneinstigenCDU-Politiker in
der Hand hat. Erfüllt sein könnten zwei
Tatbestände, hieß es: Tötung auf Verlan-
genoder unterlasseneHilfeleistung.
Kusch,derimHerbstuntereigenemNa-

men einen Sterbehilfeverein gegründet
hat, kannte diese Gefahr offenbar genau.
Seine umstrittene „Selbsttötungsmaschi-
ne“ sei nach Abwägung der Risiken nicht
zumEinsatzgekommen,sagteer.Undbe-
vor die Frau den todbringenden Medika-
mentenmix zu sich nahm, hatte er den
Raumbereits verlassen.Nicht nur andie-
serStellehörtenzweiKriminalbeamtege-
spannt zu. Sie warteten auch auf Kuschs
Videovorführungen. Doch von angeblich
neun Stunden Filmmaterial gab es nur
vier kurze Ausschnitte zu sehen: Vorge-
spräche, die verdeutlichen sollten, dass
dieehemaligeRöntgenassistentin freiwil-
lig aus demLeben scheidenwollte.
LautKusch hatte die gebürtigeBerline-

rin zuvor bereits mit der Schweizer Ster-
behilfeorganisationDignitasKontakt auf-
genommen. Ihm zufolge konnte sie nicht
ertragen, in Kürze in ein anonymes Pfle-
geheim zu müssen. An einer unheilbaren
Krankheit oder unerträglichen Schmer-
zen habe sie nicht gelitten. Die Rentnerin
von ihremPlan abzubringen, sei dennoch
nicht in seinem „Horizont“ gewesen.
Es folgten drei Hausbesuche im April

und Juni. Ende Mai soll es zudem eine
fachärztliche und neurologische Begut-
achtung gegeben haben. Er habe der

Frau Mediziner vermittelt, um die Me-
thode ihres Suizids zu besprechen,
sagte Kusch. Als der Anruf in Hamburg
eintraf, dass die Medikamente besorgt
seien, machte er sich ein letztes Mal
auf in den Süden.
In der Wohnung der alten Frau muss

es am Ende bizarr zugegangen sein.
Befragt nach ihren letzten Worten, ant-
wortete Kusch, sie habe „Auf Wiederse-
hen“ gesagt – woraufhin er mit „Lebe
wohl“ geantwortet habe. Dass sein vor
Monaten vorgestellter Selbsttötungsap-
parat nicht zum Einsatz kam, begrün-
dete Kusch damit, dass sich kein Arzt
finden ließ, um die Kanüle für die tödli-
che Infusion zu legen. Stattdessen
nahm die 79-Jährige erst ein Malaria-
und danach ein Beruhigungsmittel.

Er würde jederzeit wieder so handeln,
betonte Kusch. Etwa 50 weitere Sterbe-
hilfeanfragen hätten ihn bereits erreicht.
Die Rolle seines Beistandes in der Würz-
burger Wohnung bezeichnete Kusch als
mit der Sterbewilligen vereinbarte „Ge-
schäftsgrundlage“.
Der CDU-Abgeordnete Hubert Hüppe

warf Kusch vor, eine „perfide Art von
Selbstdarstellung mit dem Leiden von
Menschen“ zu betreiben. Kusch habe of-
fenbar den Zeitpunkt der Tötung „unter
nachrichtenstrategischen Aspekten auf
den Beginn der Sommerpause gelegt“.
Die deutsche Hospizstiftung warnte da-
vor, einem „politischenAmokläufer“ auf-
zusitzen, der „aus tiefstem Narzissmus
die Angst der Menschen vor Pflege miss-
braucht,nurumöffentlicheAufmerksam-

keit auf seine eigene Person zu lenken“.
Kuschbetonezwar,dassdieFrauihreEnt-
scheidung selbstbestimmt und in völliger
Freiheitgetroffenhabe,sagteStiftungsge-
schäftsführer Eugen Brysch. Auf ihre
Angst, zum Pflegefall zu werden, gehe er
aber nicht ein.
WegendieserAngstwürdeeseinerUm-

fragezufolgemehralseinDrittelderDeut-
schen vorziehen, lieber selber Schluss zu
machenalszumPflegefallzuwerden.Des-
halb sei die Politik gefordert, für verbes-
serteBedingungenamLebensendezusor-
gen, sagte Brysch. Sie müsse aber auch
endlichkommerzialisierteSterbehilfever-
bieten.DerBundesratbeschäftigt sicham
Freitagmit entsprechendenAnträgen.

— Meinungsseite
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Das CDU-Präsidium hat in Halle einen
Zehnpunkteplan zum Aufbau Ost bera-
ten. Zur Stärkung ostdeutscher Unter-
nehmen soll etwa die 2009 auslaufende
Investitionszulage bis 2013 verlängert
werden, die im vergangenen Jahr rund
650 Millionen Euro ausgemacht hat. Die
Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Wirt-
schaftsstruktur“ soll im jetzigen Umfang
bis 2013 weitergeführt werden. Eine wei-
tere Verlängerung soll geprüft werden.
Um kleine und mittlere Firmen bei der
Forschung und Entwicklung zu unterstüt-
zen, schlägt die CDU eine besondere
steuerliche Förderung im Osten vor.
Die Lohnentwicklung soll sich am Pro-
duktivitätsfortschritt orientieren. Die
CDU wirbt zudem für eine weitergehende
Öffnung der Tarifverträge für betriebli-
che Bündnisse für Arbeit. Der Osten soll
durch den Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur von den neuen Verkehrs-
strömen in Richtung Ost- und Südosteu-
ropa profitieren. Das geplante EU-Pro-
jekt eines Transportkorridors von der
Nord- und Ostsee bis zur Adria und ans
Schwarze Meer soll neue Impulse verlei-
hen. Bei der EU-Agrarförderung will sich
die CDU für Reformen nicht zulasten ost-
deutscher Betriebe einsetzen.  ddp
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Zehnpunkteplan

Von Dieter Hanisch, Hamburg,
und Rainer Woratschka, Berlin

Sterbehilfe auf Video
Früherer Hamburger Justizsenator half einer 79-Jährigen beim Suizid. Sie wollte nicht ins Pflegeheim

Scholz wehrt sich gegen
Rentenpläne seiner Partei

HaftstrafennachBrandanschlag
auf Flüchtlingsheim

DDIE CDU UND DER OSTEN

Aufzeichnung. In den von Roger Kusch präsentierten Videosequenzen erklärte die 79-Jährige, sie leide am Leben.  Foto: AP

„Der finanzielle Druck auf die Krankenkassen wird immens“
Die Chefin des neuen GKV-Spitzenverbands über den Gesundheitsfonds, gut verdienende Ärzte – und die Probleme in den Kliniken

Schulausflug
CDU tagt im Osten
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Haben Sie inzwischen Ihren Frieden mit
dem Gesundheitsfonds gemacht?

Der Fonds ist nach wie vor ein Problem.
Ich sehe aber keine politische Mehrheit,
die dieses Projekt zurückdrehen wird.
Wir müssen uns also darauf einstellen,
dass zum 1. Januar der einheitliche Bei-
tragssatz gilt und die Finanzen über den
Fonds abgewickelt werden.

Was ist daran so problematisch?

Die Kassen stehen untereinander im
Wettbewerb, haben aber keine Möglich-
keit mehr, die Beitragshöhe zu beeinflus-
sen. Sie müssen sehen, wie sie mit dem
Geld auskommen, das über Fonds und
Finanzausgleich verteilt wird. Wenn das
nicht funktioniert, müssen sie Zusatz-
beiträge erheben, die dann aber allein
von denVersicherten zu zahlen sind. Die
Kassen werden alles tun, um dies zu ver-
meiden. Von daher wird der finanzielle
Druck immens sein.

Wie gehen die Kassen damit um?

Siesinddabei,ihreStrukturenzuüberprü-
fen,auchzurationalisieren.Undichhöre,
dasseseinesehrabwartendeHaltunghin-
sichtlich neuer Vereinbarungen etwa für
besondere Versorgungsangebote gibt.
Klar, die Kassen schauen jetzt besonders

aufs Geld. Sie wissen ja erst im Novem-
ber, wie hoch der Beitragssatz ausfällt,
wie die Mittel verteilt werden und ob die
Politik ihrVersprechenerfüllt, denFonds
so auszustatten, dass die bisherigen Aus-
gaben zu100Prozent gedeckt sind.

Mit welchem Beitragssatz müssen wir
denn im kommenden Jahr rechnen?

Ende September wird ein Schätzerkreis
die Einnahme- und Ausgabenentwick-
lung im nächsten Jahr prognostizieren
und eine Empfehlung abgeben. Erst dann
kann man realistisch über Zahlen reden.
Zum jetzigenZeitpunktmacht das keinen
Sinn und wäre auch leichtfertig.

Aber teurer wird es ja wohl in jedem Fall?

Noch wissen wir zum Beispiel nicht, wie
sich die Einnahmen der Kassen entwi-
ckeln.UndwenndieMinisterin sagt, dass
Ärzte und Krankenhäuser mehr bekom-
men sollen, muss sie auch sagen, woher
das Geld kommen soll. Es gibt nur vier
Möglichkeiten: ein höherer Beitragssatz,
höhere Zuzahlungen, Zusatzbeiträge
oder mehr Steuermittel. Aber ich be-
fürchte, dass Sie am Ende des Jahres mit
IhrerVermutung recht behaltenwerden.

Die niedergelassenenÄrztewollen 4,5Mil-
liarden mehr. Wie finden Sie das?

Im Schnitt verdienen die Ärzte vor Steu-
ern mehr als 120 000 Euro – die Einnah-
men durch privat Versicherte und an-
dere Leistungen eingerechnet. Ich den-
ke, das ist nicht an der Armutsgrenze.
Man muss aber auch sehen, wo weniger
verdient wird. Insgesamt mehr Geld aus-
zugeben, halte ich nicht für notwendig.

DasGeld sollte nur besser verteilt werden?

ÜbereinneuesVergütungssystem,dasda-
fürAnreizesetzensoll,verhandelnwirge-
rade. Seit Anfang der 90er Jahre haben
sich die Arztzahlen um 30 Prozent er-
höht. Die Honorare sind auch jedes Jahr
gestiegen, verteilen sich jetzt aber auf
mehrÄrzte.Manmussalsofragen,wievie-
le Ärzte braucht es für gute Versorgung.
Es gibt Gegendenmit Bedarf, es gibt aber

auch überversorgte Regionen. Das muss
überHonorare besser austariertwerden.
Ein anderer Posten sind die Kliniken. Die
klagen immer lauter über ihre Finanznot…
Sie haben jedes Jahr eine Milliarde Euro
mehr vondenKassen bekommen, das gilt
auch fürs kommende Jahr. Und etwa die
HälftederHäuser schreibt schwarzeZah-
len.DieProblemeindenKrankenhäusern
liegen vor allem daran, dass die Länder
ihren Investitionsverpflichtungen nicht
nachkommen. Wenn Umbau und Neu-
organisation nicht möglich sind, erhöht
das die Betriebskosten. Die Krankenkas-
sen zahlen genug, um den laufenden Be-
triebgutzufinanzieren.NunsinddieLän-
der inderPflicht, ihrenTeil fürdieausrei-
chende Finanzausstattung der Kranken-
häuser auch tatsächlich zuübernehmen.
Die Patienten merken vor allem, dass sie
immer schlechter gepflegt werden.
Falls die Menschen in den Krankenhäu-
sern wirklich schlechter gepflegt werden
als vor zehn, zwanzig Jahren, liegt dies si-
cher nicht daran, dass die Pflegekräfte zu
wenig Einsatz bringen, im Gegenteil: Ich
habe großenRespekt vor deren Leistung.
Am Stellenabbau allein könnte es auch
nicht liegen, die Zahl der Abrechnungs-
tage ist seit 1991 stärker gefallen als die

der Pflegekräfte. Das Verhältnis hat sich
also sogar verbessert. Problematisch ist
aber häufig dieOrganisation in denKlini-
ken. Viele neuere und oft auch private
Häuser zeigen, dass es anders und besser
geht – für Patienten undPflegekräfte.
Hoffen Sie eigentlich auf Rot-Grün – und
eine Bürgerversicherung?
Wichtig ist, dassdiegesetzlicheKranken-
versicherung weiterhin eine soziale Ver-
sicherungbleibt – also einkommensunab-
hängig umfassende Versorgung leistet.
Bürgerversicherung und Prämienmodell
führenbeidezueinerAnnäherungvonge-
setzlicher und privater Krankenversiche-
rung.DasNebeneinanderisteinProblem.
Garantiert nicht gerade die Konkurrenz
derPrivateneinhohesVersorgungsniveau?
Das ist tatsächlich ein kleiner Vorteil.
OhnedieKonkurrenzvonPrivatversiche-
rungen wäre die Gefahr, dass der Leis-
tungskatalogaufeineminimaleGrundver-
sorgung reduziert wird, größer. In einem
EinheitssystemließensichdieLeistungen
leichter reduzieren.Nichtzuletztdeshalb
setze ich auch innerhalb der gesetzlichen
Krankenversicherung auf Wettbewerb
zwischenden einzelnenKrankenkassen.

— Die Fragen stellte Rainer Woratschka.

Doris Pfeiffer (48)
ist Vorstandschefin
des neuen Spitzen-
verbands der
Gesetzlichen
Krankenversicherung,
der an diesem
Dienstag seine
Arbeit aufnimmt.

Halle - Es gibt Fragen, die traut sich in
einem CDU-Präsidium so schnell kei-
ner zu stellen. Die Schülerin im holzge-
täfelten Saal des Internats Schulpforte
hat solche Hemmungen nicht. Ob das
nicht eine ziemliche Doppelbelastung
sei, will sie von Angela Merkel wissen,
als Kanzlerin und als CDU-Vorsit-
zende? „Ja und nein“, sagt Merkel. „Es
ist gleichzeitig auch eine Chance.“ Die
Frage ist deshalb so besonders passend,
weil der stellvertretende CDU-Chef
Christian Wulff sie seit einiger Zeit
sehr, sehr indirekt stellt und am Wo-
chenende ein bisschen deutlicher ge-
worden ist. Wulff hat bekanntlich vor
kurzem seinen Landesparteivorsitz in
Niedersachsen an den jungen Fraktions-
chef David McAllister übergeben und
ist jetzt nur noch Regierungschef. Das
war vor allem auch ein demonstrativer
Akt in Richtung Merkel: Siehste, geht
doch mit so einer Trennung ganz gut!
Per Interview hat er jetzt nachgelegt:
Die CDU, so sinngemäß seine Bot-
schaft, brauche mehr Kampfeslust. Die
Botschaft dahinter: Sie braucht auch je-
manden, der diese Kampfeslust austo-
ben kann und der nicht immer großko-
alitionäre Magerkompromisse verteidi-
gen muss.
Im CDU-Präsidium, das Montag in

Halle tagte, um sein Papier zum Aufbau
OstmitderpassendenOst-Aurazuumge-
ben, ist darauf natürlichnichtdieSprache
gekommen. Immerhin hat Merkel in der
CDU-Spitze und öffentlich nochmal klar-
gestellt, dass an Steuersenkungen noch
vor der Bundestagswahl bis aufWeiteres
nicht zu denken ist. Vorgesehen seien die
bekannten Leistungen für Kinder und Fa-
milien. „Darüber hinaus sehe ich zur Zeit
keine Spielräume“, sagt Merkel. Auf
Pump komme Entlastung jedenfalls nicht
in Frage, unter Aufgabe des Ziels eines
neuschuldenfreien Haushalts 2011 auch
nicht. Wie lange "zur Zeit" genau reicht,
sagt sie nicht. Robert Birnbaum

Berlin – Arbeits- und Sozialminister
Olaf Scholz (SPD) stemmt sich gegen Be-
strebungen seiner Partei, den Zugang zur
Erwerbsminderungsrente wieder zu er-
leichtern. An der „Grundentscheidung“
der Reform von 2001 werde „nicht ge-
rüttelt“ , sagte er nach Angaben seines
Ministeriums amMontag in Berlin.
Damit reagierte Scholz auf eineAnkün-

digung des SPD-Fraktionsvorsitzenden
Peter Struck. Dieser hatte in der „Welt
am Sonntag“ erklärt, die SPD werde „ge-
meinsammit Arbeitsminister Scholz nun
Änderungenbei derErwerbsminderungs-
rente“ prüfen, um die Folgen der Rente
mit 67 zu mildern. Die bisher von der
SPD unterbreiteten Vorschläge wie Al-
tersteilzeit und Teilrente, bei der Arbeit-
nehmer Rentenabschläge für das vorzei-
tige Ausscheiden in Kauf nehmen, reich-
ten dazu nicht aus. Dagegen erklärte eine
Ministeriumssprecherin am Montag, es
gebe im Ministerium keine Überlegun-
gen, etwas an der Erwerbsminderungs-
rente zu ändern.
Gleichwohl versicherte SPD-General-

sekretär Hubertus Heil, es gebe keinen
Streit zwischen Fraktionschef Struck und
Arbeitsminister Scholz. Die Anhebung
des Renteneintrittsalters auf 67 bis zum

Jahr 2029 sei unumstritten notwendig,
sagte Heil nach der SPD-Präsidiumssit-
zung. Seine Partei prüfe aberMöglichkei-
ten für flexible Übergänge vom Erwerbs-
leben zur Rente. Dazu gehörten neben
Altersteilzeit und Teilrente auch Über-
legungen,denZugangzurErwerbsminde-
rungsrente auszuweiten. LautHeil soll es
sich dabei nur um Korrekturen handeln.
„Es kann und darf kein Zurück zur alten
Erwerbsminderungsrente geben.“
Die Rente mit 67 zählt neben den Ar-

beitsmarktreformenderRegierungSchrö-
der zu den umstrittensten Reformvorha-
benderSPDindenvergangenenzehnJah-
ren.MitBlickauferheblicheWiderstände
in derAnhängerschaft hatte derHambur-
gerSPD-ParteitagimHerbst2007eineAr-
beitsgruppe unter der SPD-Sozialexper-
tin Elke Ferner damit beauftragt, Kor-
rekturen zu prüfen. Ziel ist es, die Rente
mit 67 für gesundheitlich angeschlagene
Arbeitnehmer sozial abzufedern.
Ferners Arbeitsgruppe soll im Herbst-

Vorschläge für Lockerungen bei der Er-
werbsminderungsrenteunterbreiten.Die
SPD-Spitze will dann entscheiden, ob die
Reform nachgebessert wird. Festlegun-
gen gebe es nicht, versicherte Generalse-
kretärHeil.  Stephan Haselberger

Gabriel beruft Berater
für nukleare Entsorgung
Berlin - AmMontag hat die neue Entsor-
gungskommission (ESK) erstmals getagt.
Vor gut zwei Wochen hat Umweltminis-
ter Sigmar Gabriel das elfköpfige Exper-
tengremium für nukleare Entsorgungs-
problemeberufen.Neben zwei atomkriti-
schen Vertretern des Ökoinstituts sind
die universitäre Endlagerforschung, die
Industrieseite sowie Vertreter der fran-
zösischen und der Schweizer Behörden
vertreten. Das Gremium ist unabhängig
und nicht an Weisungen gebunden. Das
Umweltministeriumwill sich vondenEx-
perten vor allem bei der Schließung des
ForschungsendlagersAsse inNiedersach-
sen beraten lassen. Erst in der vergange-
nenWoche hatte der Bundestag über das
nukleare Endlager diskutiert, in dem ra-
dioaktiv verseuchte Lauge austritt.  Tsp

Alt-Kanzler Schröder
wird wieder für die SPD aktiv
Berlin - Drei Jahre nach seinem Aus-
scheiden aus der aktiven Politik will der
frühere SPD-Kanzler Gerhard Schröder
wieder stärker für die SPD aktiv wer-
den. Der 64-Jährige werde am 25. Sep-
tember, dem zehnten Jahrestag des
rot-grünen Siegs bei der Bundestags-
wahl 1998, bei einer Veranstaltung des
SPD-Vorstands sprechen, teilte SPD-Ge-
neralsekretär Hubertus Heil am Montag
in Berlin mit. Laut Heil ist mindestens
ein weiterer Auftritt Schröders im
Herbst in Berlin vorgesehen.  dpa

Halle/Berlin - Die Asylbewerber ent-
kamen den Flammen nur knapp. In der
Nacht zum 6. Januar 2007 flogen Brand-
flaschen auf das Flüchtlingsheim in San-
gerhausen (Sachsen-Anhalt) und durch-
schlugen das Fenster einer Küche. In den
Zimmern nebenan schliefen Bewohner.
Der Afrikaner T. rettete sich mit einem
Sprung durch ein Fenster und weckte
zweiMitbewohner,dieebenfalls flüchten
konnten. Weitere Personen hielten sich
im Gebäude nicht auf. Die Feuerwehr
löschte den Brand, verletzt wurde nie-
mand.DennochwarderAnschlag lebens-
gefährlich und T. ist traumatisiert. Am
MontagwurdennundieTäter,diedamals
allezurrechtenSzenegehörten,mitmehr-
jährigerHaft bestraft.
Die Jugendkammer des Landgerichts

Halle verurteilte drei der vier Angeklag-
ten wegen versuchten Mordes, beson-
ders schwerer Brandstiftung und mit Be-
zug auf die Brandflaschen wegen Ver-
stoßes gegen das Waffengesetz. Chris-
tian K. erhielt fünf Jahre und vier Mo-
nate, Danny R. vier Jahre und neun Mo-
nate sowie Glenn Frank K. drei Jahre und
neun Monate. Die Angeklagte Franziska
Z. kam mit zwei Jahren auf Bewährung
davon, die Kammer hält sie der Beihilfe

zumversuchtenMord und der besonders
schweren Brandstiftung für schuldig.
Der Vorsitzende Richter, Peter zur Nie-
den, sprach von einem „feigen und men-
schenverachtenden Anschlag“.
Der Fall rief Ende 2007 weitere Em-

pörung hervor, als eine Polizeipanne be-
kannt wurde. Im Prozess gab ein Krimi-
nalhauptmeister der damaligenPolizeidi-
rektion Merseburg zu, er habe Franziska
Z. vernommen, ohne sie über ihreRechte
zu belehren. Damit war die Aussage von
Z. wertlos. Sehr zum Ärger der Staats-
anwaltschaft Halle. Der Leitende Ober-
staatsanwalt Jörg Wilkmann erstattete
im November eine Dienstaufsichtsbe-
schwerde. Die Polizeidirektion zog den
Beamten aus demStaatsschutz ab, außer-
demwurde ein Disziplinarverfahren ein-
geleitet. Es sei noch nicht abgeschlossen,
sagte amMontag ein Sprecher der Direk-
tion Sachsen-Anhalt Süd, in die 2008 die
DirektionMerseburg aufgegangen war.
Die Linksfraktion im Landtag hatte die

Panne im Innenausschuss zur Sprache
gebracht. Auf der Agenda des Untersu-
chungsausschusses, der sichmit der viel-
schichtigen Polizeiaffäre in Sachsen-An-
halt auseinandersetzt, steht dasVersäum-
nis bislang nicht.  Frank Jansen

Für den früheren Hamburger Justiz-
senatorwar esmalwieder ein großerMe-
dienauftritt.IneinemNobelhotelderHan-
sestadt berichteteRogerKusch,wie er ei-
ner 79-Jährigen ausWürzburg beimSter-
ben geholfen hat. Und weil er nach eige-
nenAngaben unmittelbar vor dem Suizid
inderWohnungwarunddieSelbsttötung
dort per Videokamera aufgezeichnet hat,
prüftnundieStaatsanwaltschaft,obsieet-
wasgegendeneinstigenCDU-Politiker in
der Hand hat. Erfüllt sein könnten zwei
Tatbestände, hieß es: Tötung auf Verlan-
genoder unterlasseneHilfeleistung.
Kusch,derimHerbstuntereigenemNa-

men einen Sterbehilfeverein gegründet
hat, kannte diese Gefahr offenbar genau.
Seine umstrittene „Selbsttötungsmaschi-
ne“ sei nach Abwägung der Risiken nicht
zumEinsatzgekommen,sagteer.Undbe-
vor die Frau den todbringenden Medika-
mentenmix zu sich nahm, hatte er den
Raumbereits verlassen.Nicht nur andie-
serStellehörtenzweiKriminalbeamtege-
spannt zu. Sie warteten auch auf Kuschs
Videovorführungen. Doch von angeblich
neun Stunden Filmmaterial gab es nur
vier kurze Ausschnitte zu sehen: Vorge-
spräche, die verdeutlichen sollten, dass
dieehemaligeRöntgenassistentin freiwil-
lig aus demLeben scheidenwollte.
LautKusch hatte die gebürtigeBerline-

rin zuvor bereits mit der Schweizer Ster-
behilfeorganisationDignitasKontakt auf-
genommen. Ihm zufolge konnte sie nicht
ertragen, in Kürze in ein anonymes Pfle-
geheim zu müssen. An einer unheilbaren
Krankheit oder unerträglichen Schmer-
zen habe sie nicht gelitten. Die Rentnerin
von ihremPlan abzubringen, sei dennoch
nicht in seinem „Horizont“ gewesen.
Es folgten drei Hausbesuche im April

und Juni. Ende Mai soll es zudem eine
fachärztliche und neurologische Begut-
achtung gegeben haben. Er habe der

Frau Mediziner vermittelt, um die Me-
thode ihres Suizids zu besprechen,
sagte Kusch. Als der Anruf in Hamburg
eintraf, dass die Medikamente besorgt
seien, machte er sich ein letztes Mal
auf in den Süden.
In der Wohnung der alten Frau muss

es am Ende bizarr zugegangen sein.
Befragt nach ihren letzten Worten, ant-
wortete Kusch, sie habe „Auf Wiederse-
hen“ gesagt – woraufhin er mit „Lebe
wohl“ geantwortet habe. Dass sein vor
Monaten vorgestellter Selbsttötungsap-
parat nicht zum Einsatz kam, begrün-
dete Kusch damit, dass sich kein Arzt
finden ließ, um die Kanüle für die tödli-
che Infusion zu legen. Stattdessen
nahm die 79-Jährige erst ein Malaria-
und danach ein Beruhigungsmittel.

Er würde jederzeit wieder so handeln,
betonte Kusch. Etwa 50 weitere Sterbe-
hilfeanfragen hätten ihn bereits erreicht.
Die Rolle seines Beistandes in der Würz-
burger Wohnung bezeichnete Kusch als
mit der Sterbewilligen vereinbarte „Ge-
schäftsgrundlage“.
Der CDU-Abgeordnete Hubert Hüppe

warf Kusch vor, eine „perfide Art von
Selbstdarstellung mit dem Leiden von
Menschen“ zu betreiben. Kusch habe of-
fenbar den Zeitpunkt der Tötung „unter
nachrichtenstrategischen Aspekten auf
den Beginn der Sommerpause gelegt“.
Die deutsche Hospizstiftung warnte da-
vor, einem „politischenAmokläufer“ auf-
zusitzen, der „aus tiefstem Narzissmus
die Angst der Menschen vor Pflege miss-
braucht,nurumöffentlicheAufmerksam-

keit auf seine eigene Person zu lenken“.
Kuschbetonezwar,dassdieFrauihreEnt-
scheidung selbstbestimmt und in völliger
Freiheitgetroffenhabe,sagteStiftungsge-
schäftsführer Eugen Brysch. Auf ihre
Angst, zum Pflegefall zu werden, gehe er
aber nicht ein.
WegendieserAngstwürdeeseinerUm-

fragezufolgemehralseinDrittelderDeut-
schen vorziehen, lieber selber Schluss zu
machenalszumPflegefallzuwerden.Des-
halb sei die Politik gefordert, für verbes-
serteBedingungenamLebensendezusor-
gen, sagte Brysch. Sie müsse aber auch
endlichkommerzialisierteSterbehilfever-
bieten.DerBundesratbeschäftigt sicham
Freitagmit entsprechendenAnträgen.
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Das CDU-Präsidium hat in Halle einen
Zehnpunkteplan zum Aufbau Ost bera-
ten. Zur Stärkung ostdeutscher Unter-
nehmen soll etwa die 2009 auslaufende
Investitionszulage bis 2013 verlängert
werden, die im vergangenen Jahr rund
650 Millionen Euro ausgemacht hat. Die
Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Wirt-
schaftsstruktur“ soll im jetzigen Umfang
bis 2013 weitergeführt werden. Eine wei-
tere Verlängerung soll geprüft werden.
Um kleine und mittlere Firmen bei der
Forschung und Entwicklung zu unterstüt-
zen, schlägt die CDU eine besondere
steuerliche Förderung im Osten vor.
Die Lohnentwicklung soll sich am Pro-
duktivitätsfortschritt orientieren. Die
CDU wirbt zudem für eine weitergehende
Öffnung der Tarifverträge für betriebli-
che Bündnisse für Arbeit. Der Osten soll
durch den Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur von den neuen Verkehrs-
strömen in Richtung Ost- und Südosteu-
ropa profitieren. Das geplante EU-Pro-
jekt eines Transportkorridors von der
Nord- und Ostsee bis zur Adria und ans
Schwarze Meer soll neue Impulse verlei-
hen. Bei der EU-Agrarförderung will sich
die CDU für Reformen nicht zulasten ost-
deutscher Betriebe einsetzen.  ddp
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Zehnpunkteplan

Von Dieter Hanisch, Hamburg,
und Rainer Woratschka, Berlin

Sterbehilfe auf Video
Früherer Hamburger Justizsenator half einer 79-Jährigen beim Suizid. Sie wollte nicht ins Pflegeheim

Scholz wehrt sich gegen
Rentenpläne seiner Partei

HaftstrafennachBrandanschlag
auf Flüchtlingsheim

DDIE CDU UND DER OSTEN

Aufzeichnung. In den von Roger Kusch präsentierten Videosequenzen erklärte die 79-Jährige, sie leide am Leben.  Foto: AP

„Der finanzielle Druck auf die Krankenkassen wird immens“
Die Chefin des neuen GKV-Spitzenverbands über den Gesundheitsfonds, gut verdienende Ärzte – und die Probleme in den Kliniken

Schulausflug
CDU tagt im Osten
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